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Entwurf einer Verordnung über die Weiterbildung; Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 1. Juli2015 haben Sie den Kantonen den enruähnten Verordnungsent-
wurf zur Anhörung unterbreitet. Wir danken für diese Möglichkeit und nehmen wie folgt
Stellung:

Generelle Beurteilung aus bildungspolitischer Sicht
Wir begrüssen, dass der Bund die rechtliche Grundlage schafü, damit gesamtschweize-
risch tätige Organisationen der Weiterbildung sowie die Förderung der Grundkompeten-
zen Erwachsener in den Kantonen vom Bund finanziell unterstützt werden. Es ist zielfüh-
rend, wenn das lnstrument der Programmvereinbarung auch für die Förderung der Grund-
kompetenzen En¡vachsener (Lesen, Schreiben, mündliche Ausdrucksfähigkeit in lokaler
Amtssprache, Grundkenntnisse Mathematik, Anwendung von lnformations- und Kommu-
nikationstechnologien) eingesetzt wird. So kann auch die Koordination im Rahmen der in-
terinstitutionellen Zusammenarbeit (llZ) gewährleistet werden.

Mit der Zustimmung zum Verordnungsentwurf ergeben sich aus Sicht des Kantons St.Gal-
len folgende Anliegen:

Finanzhilfe an national tätige Organisationen der Weiterbildung
National tätige Organisationen der Weiterbildung sollen für spezifische lnformations-, Ko-
ordinations- und Entwicklungsleistungen Finanzhilfen vom Bund erhalten. Um Fehlanreize
zu vermeiden und im Sinn des optimalen Ressourceneinsatzes sind Finanzhilfen an die
Erfüllung klar definierter Aufgaben zu knüpfen.

Anliegen: Die Bundesbeiträge an die Organisationen derWeiterbildung sind an die ErtüL
lung klar definierter Aufgaben zu knüpfen, die dem Weiterbildungssysfem insgesamt oder
definieften Teilbereichen dienlich sind. Es sind entsprechende Kriterien in die Verordnung
aufzunehmen.
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Kriterien zur Gewährung von Finanzhilfen und Festlegung strategischer Ziele
ln Art. 16 Abs. 2 des Weiterbildungsgesetzes (WeBiG) ist festgehalten, dass der Bundes-
rat Kriterien für die Gewährung von Finanzhilfen an die Kantone festlegt. Entsprechende
Kriterien, wie auch solche für die Festlegung der strategischen Ziele, fehlen. lm Entwurf
werden in Art. 10 und 14 die Programmvereinbarung und die Berichterstattung und Kon-
trolle für die Finanzhilfe des Bundes an die Kantone festgelegt. Diese sind so auszuge-
stalten, dass der administrative Aufwand gering ausfällt, damit die kantonalen Ressourcen
nicht mit einem unverhältnismässigen administrativen Aufwand belastet werden.

Anliegen: Die Vercrdnung ist zu ergänzen mit Kriterien für die Gewährung von Finanzhil-
fen an die Kantone und für die Festlegung der strategischen Ziele. Die Festlegung der
strategischen Ziele hat in enger Zusammenarbeit mit den Kantonen zu ertoþen, damit die
gesamtschweizerischen Ziele und die kantonalen Zielsetzungen aufeinander abgestimmt
werden können. Die Prozesse und Programmvereinbarungen zwischen Bund und Kanton
sowie die Berichterstattung sind schlank zu gestalten.

Zuständigkeiten
Zusammenarbeit und die Zuständigkeit in der Weiterbildungsförderung, der Berufsbildung
sowie der lntegrationsförderung gemäss Ausländergesetzgebung, Arbeitslosenversiche-
rung und lnvalidenversicherung sind klar zu regeln. ln der Organisation der Angebote sind
die Kantone autonom. Dazu gehören u.a. die Qualitätssicherung bei den Organisationen
der Weiterbildung und die Festlegung der Anforderungen der Lehrpersonen.

Anliegen: Zuständigkeit und Zusammenarbeit der involvierten Akteure auf Bundesebene
sind klar zu regeln. Die Autonomie der Kantone in der Organisation der Angebote ist zu
wahren.

Finanzmittel
Die Weiterbildungsverordnung regelt nur die Bereiche, in denen das WeBiG eine Finan-
zierung vorsieht. Die Erreichung der Ziele des WeBiG setzt ausreichende und kontinuier-
lich zur Verfügung gestellte Ressourcen voraus, damit deutlich mehr Erwachsene mit Lü-
cken in den Grundkompetenzen adäquate Bildungsmöglichkeiten erhalten und die Kan-
tone bei der lnformations- und Sensibilisierungsarbeit und Entwicklung neuer Angebote
unterstützt werden.

Anliegen: lm Rahmen der Botschaft zur Förderung von Bildung, Forschung und lnnova-
tion 2017-2020 sind angemessene Finanzmittelzu beantragen. Zudem solldie Möglich-
ke it vo n Le i stu n g sve re i n b a ru n ge n vol I a u sge sc hö pft we rde n.

RR-232_RRB-201 5_599_1_mk-0984.d0cx 2t3



lm Namen der Regieru

ê^
Heidi Hanselmann
Stellvertreterin Präsident

Canisi B

Staatssekretär

Zustellung auch per E-Mail an:
weiterbildung@sbfi.admin.ch
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